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KalenderblattDer türkische Völkermord an den Armeni-
ern im Schatten des Ersten Weltkrieges 

kommt derzeit lediglich in den Geschichtslehr-
plänen des Landes Brandenburg vor. Insofern 
war es mehr als angebracht, daß die Universität 
Mainz kürzlich ein Historisches Proseminar 
veranstaltete, in dessen Verlauf ausgelotet wer-
den sollte, inwiefern dieser vielfach verdrängte 
Genozid vielleicht doch an mehr deutschen 
Schulen thematisiert werden könnte (Geschichte 
für heute, 1/2014). Dabei wurde seitens der Or-
ganisatoren unter anderem die Auffassung von 
Gisbert Gemein zur Diskussion gestellt, man 
solle den Völkermord an den Armeniern unbe-
dingt auch in Klassen mit türkischen Kindern 
behandeln, „gerade weil er für die türkischen 

Jugendlichen eine Zumutung ist, die sie aber 
aushalten müssen, wenn sie bei uns leben wol-
len“. Darin allerdings sahen viele Teilnehmer 
eine sogenannte „Kulturalisierungsfalle“: Den 
türkischen Schülern werde durch den Verweis 
auf die türkische Verantwortlichkeit für das 
Morden „eine Identität zugeordnet, die sie viel-
leicht gar nicht annehmen wollen“. Die künfti-
gen Geschichtslehrer thematisierten in diesem 
Kontext allerdings lieber nicht, daß man mit 
dem gleichen Argument auch die Behandlung 
des Holocaust in Klassen mit deutschen Schü-
lern für bedenklich beziehungsweise unzulässig 
erklären kann. (wk)

3. April 1963:  

Die Generalbundesan-

waltschaft der DDR leitet 

ein Ermittlungsverfahren 

gegen den Staatssekretär 

im Bundeskanzleramt, Hans 

Globke (CDU), wegen der 

Beteiligung an der Verfol-

gung und Ermordung von 

Juden im Dritten Reich ein.

In der 20th Century History Review (2/2014) 
versucht der britische Historiker Andrew 

Flint die Frage zu beantworten, welche Na-
tur der Terror in der Volksrepublik China zur 
Zeit Mao Tse-tungs gehabt habe. Oder anders 
formuliert: Resultierte die Vernichtung von 
schätzungsweise 76 Millionen Menschenleben 
unter Maos Ägide wirklich aus dem Willen 
des „Großen Vorsitzenden“ oder handelte es 
sich hier vielleicht doch eher um das Ergebnis 
des Wirkens von unterschiedlichen Kräften? 
In seinem Beitrag widerspricht Flint zunächst 
einmal allen westlichen Autoren, welche den 
chinesischen Diktator in eine Reihe mit Hit-
ler und Stalin stellen, denn er sieht bei Mao 
Tse-tung nur eine begrenzte Gewaltneigung, 

die sich in „unsystematischen und planlosen“ 
Aktionen geäußert habe. Darüber hinaus sei 
der Terror unter Mao durchaus „nuanciert“ 
dahergekommen – ganz in Abhängigkeit von 
der jeweiligen Situation und Zielgruppe. Das 
unterscheide Rotchina schon einmal von NS-
Deutschland und dem stalinistischen Rußland. 
Und dann sei tatsächlich auch ein ganz erheb-
licher Teil der politischen Gewalt im Reich der 
Mitte von Gruppen der Gesellschaft ausgegan-
gen, die der „Große Vorsitzende“ nur zum Teil 
oder gar nicht kontrollieren oder beeinflussen 
konnte, wie beispielsweise die Jugend während 
der Kulturrevolution. (wk)

Völkermord I: Mao Tse-tung und der „nuancierte“ Terror in China

Nur eine begrenzte Gewaltneigung
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STEFAN SCHEIL

I
n Warschau war man zufrieden. 
„Ich habe für die Annahme die-
ses Angebots nicht mehr Zeit ge-
braucht, als für das Wegschnippen 

von Asche an einer Zigarettenspitze“, 
erklärte der polnische Außenminister 
Beck im März 1939. Was kurz zuvor 
angeboten und so schnell angenommen 
worden war, ist meistens als „die briti-
sche Garantie Polens“ in den Geschichts-
büchern verzeichnet worden. Damit war 
eine Zielmarke erreicht, die Beck jahre-
lang angepeilt hatte. Bedenkzeit wurde 
nicht gebraucht. Das Endspiel konnte 
beginnen.

„Im Frieden mit Hitler,  
im Krieg gegen ihn“

Seit 1932 hatte die polnische Füh-
rung diese Situation geradezu herbeige-
wünscht und immer wieder in London 
vorgesprochen. „Zweimal im Jahr“ habe 
Warschau angefragt, ob man in Groß-
britannien denn nun mit einem polni-
schen Präventivkrieg gegen Deutsch-
land einverstanden sei, spöttelte später 
der damalige Amtschef des britischen 
Außenministeriums, Robert Vansittart. 
Man lehnte in London aber immer wie-
der ab, und die polnische Politik ging 
deshalb über Jahre merkwürdige Wege. 
Man gab sich deutschfreundlich und 
schloß sogar einen Nichtangrifspakt 
mit dem eben an die Macht gekom-
menen Nationalsozialismus. Von den 
westlichen Hauptstädten aus war zeit-
weise gar nicht mehr sicher erkennbar, 
ob das nicht sogar grundsätzlich ehrlich 
gemeint sein könnte.

Immerhin: Wann immer Krieg droh-
te oder drohen konnte, meldete sich 
zuverlässig die Warschauer Politik. Als 
deutsche Truppen 1936 ins Rheinland 
einmarschierten, rief Polens Außenmini-

ster den französischen Vertreter in War-
schau zu sich und teilte ihm, den zwei 
Jahre alten deutsch-polnischen Nicht-
angrifsvertrag ignorierend, mit, Polen 
werde an jedem Militärschlag gegen 
Deutschland teilnehmen, den Frank-
reich deswegen unternehmen sollte. 
Aus dem Militärschlag wurde wegen 
der französischen Innenpolitik jedoch 
nichts, und Beck kehrte so schnell zur 
deutschfreundlichen Attitüde zurück, 
daß man in Berlin erst zwei Jahre später 
durch Pariser Informanten von diesem 
Angebot Nachricht bekam.

Auch im Sommer 1938 gab das War-
schauer Kabinett während der Krise um 
die Tschechoslowakei intern die Parole 
aus: „Im Frieden mit Hitler, im Krieg 
gegen ihn.“ Es hing damit von den West-
mächten ab, welche Variante in Gang 
gesetzt wurde. Und da es 1938 in der 
Tschechoslowakei-Krise schließlich mit 
dem Münchener Abkommen noch ein-
mal „Frieden in unserer Zeit“ gab, ging 
Polen mit Hitler. Man nahm sich auch 
ein Stück Tschechoslowakei, wies aber 
jedes deutsche Angebot zurück, in den 
bilateralen Grenzfragen doch endlich 
reinen Tisch zu machen und zu einem 
deutsch-italienischen Verbündeten zu 
werden. Das Spiel ging weiter, wie es 
seit 1932 gespielt wurde.

Endlich iel in London eine positive 
Entscheidung, die von der Errichtung 
des „Protektorats Böhmen und Mähren“ 
beeinlußt wurde, aber auch vorangetrie-
ben von den Kreisen um „Churchill und 
die Admiralität, die den Krieg um jeden 
Preis wollten“ (so Ex-Kanzler Heinrich 
Brüning als Zeitzeuge vor Ort). Das dar-
aus resultierende Angebot ging über die 
polnischen Erwartungen noch deutlich 
hinaus. Statt einer britischen Garantie 
vor einem deutschen Angrif wurde ein 
absolutes Beistandsversprechen abgege-
ben, das in der äußersten Zuspitzung 
auch für einen polnischen Angrif auf 
Deutschland galt. Polen mußte sich 
nur für „indirekt bedroht“ erklären 

und konnte dann zu den Wafen grei-
fen. Großbritannien würde mitziehen.

Die Reaktionen in Berlin waren hef-
tig. Sie wurden noch gesteigert, als War-
schau noch im März 1939 prompt mit 
der militärischen Teilmobilmachung be-
gann und die ohnehin stete Mißhandlung 
der Deutschen polnischer Staatsangehö-
rigkeit auf dem eigenen Territorium zu 
einem förmlichen Terror ausweitete. Bis 
zum Spätsommer lohen an die siebzig-
tausend Volksdeutsche aus dem Land. 
Daß die deutsche Presse jetzt mit Ankla-
gen darüber herauskam, nachdem sie jah-
relang aus außenpolitischen Rücksichten 
auf höchsten Befehl Hitlers über solche 
Zustände dort konsequent nichts berich-
tet hatte, wirkte wenig glaubwürdig. 

Polnische Forderungen nach 
der Oder-Neiße-Grenze

Schon vor dieser politischen Groß-
wende waren in Polen immer wieder 
Bücher und Artikel erschienen, in de-
nen Deutschland bis fast zur Weser als 
eigentlich „historisch polnisch“ bezeich-
net wurde. Generalstabsoiziere spe-
kulierten über polonisierbare Bevölke-
rungsmehrheiten in diesem Bereich und 
forderten die Verlegung der deutschen 
Hauptstadt von Berlin nach Frankfurt 
am Main, da Berlin auf slawischem Land 
liegen würde. Im Frühjahr 1939 ließ Ka-
zimierz Kowalski, der neue Vorsitzende 
der polnischen Nationaldemokraten, 
eine Broschüre zum hema drucken, 
in der die Oder-Neiße-Linie als neue 
Grenze nach dem kommenden und si-
cher erwarteten Krieg mit Deutschland 
gefordert wurde. Zur Ergänzung kamen 
eine ganze Reihe weiterer Titel in die-
ser Richtung heraus. Die Regierung in 
Warschau ließ diesen Dingen jetzt freien 
Lauf. Im Volk verstand man und berei-
tete organisiert den Tag der Abrechnung 
mit den noch verbliebenen deutschen 
Nachbarn vor. Schießereien an der Gren-
ze häuften sich und wurden derart zum 

Problem, daß die Sieger nach dem Krieg 
die Berichte darüber mit dem Verweis 
auf den Sender Gleiwitz unglaubwürdig 
zu machen versuchten.

In Großbritannien waren nicht alle 
Regierungskreise von dieser Entwick-
lung begeistert. Premier Chamberlain 
ließ wissen, er mache sich mehr Sorgen, 
wie man die Polen wieder zur Vernunft 
bringe als die Deutschen. Nach einem 
Sommer voller Aufregungen notierte 
sich ein Mitglied des Unterhauses En-
de August über die Stimmung im Par-
lament: „Was immer sie alle sagen, of-
fen oder insgeheim hoft doch jeder, die 
Polen kämen wieder herunter. Aber das 
ganze Haus erwartet Krieg.“

So gab es noch allerhand zu tun. Der 
polnische Botschafter Raczyński, der 
nach dem Krieg den Rest seines Lebens 
im Londoner Exil verbrachte, gab seine 
Aktivitäten in den letzten Augusttagen 
des Jahres 1939 später freimütig zu. Er 
habe damals die für einen Botschafter 
ungewöhnliche Rolle der Opposition 
gegen die Regierung übernommen, bei 
der er akkreditiert war. Seite an Seite mit 
der konservativen, parteiinternen Oppo-
sition um Winston Churchill bekämpfte 
er aktiv jeden möglichen Kompromiß, 
den die Regierung mit Deutschland noch 
einzugehen bereit war. 

Er erreichte schließlich am 3. Septem-
ber den britischen Kriegseintritt, nach-
dem man in Berlin die Nerven verloren 
und den provozierten Angrif auf Polen 
tatsächlich befohlen hatte, als „Polizei-
aktion“ und begleitet von neuen Ver-
handlungsangeboten. Was allerdings 
aus Warschauer Sicht die Erfüllung des 
langjährigen Kalküls sein sollte, zusam-
men mit den Westmächten einen für 
unvermeidlich angesehenen polnisch-
deutschen Krieg ausfechten zu können, 
erwies sich schnell als Desaster. Die fest 
versprochene westliche Hilfe blieb aus. 
Zur Zufriedenheit gab es ein halbes Jahr 
nach der „Garantie“ wahrlich keinen An-
laß mehr.

WOLFGANG KAUFMANN

L
a guerra ha terminado“ – „Der 
Krieg ist beendet“. Mit diesem 
lakonischen Satz schließt der Ta-

gesbefehl des siegreichen Generalissi-
mo Francisco Franco y Bahamonde 
vom 1. April 1939. Und tatsächlich 
hatte die linke Volksfront-regierung, 
zu deren Sturz drei Jahre zuvor eine 
Gruppe von konservativen Militärs um 
Franco angetreten war, nun komplett 
ausgespielt. 

Der Anfang vom Ende kam dabei 
zu Jahresbeginn, als die republikani-
sche Seite Katalonien aufgeben muß-
te. Danach setzte sich Staatspräsident 
Manuel Azaña y Diaz wegen der Aus-
sichtslosigkeit der Lage nach Frank-
reich ab, woraufhin Premierminister 
Juan Negrin Lopez die Macht an sich 
riß, Durchhalteparolen verbreitete und 
führenden kommunistischen Funktio-
nären wie Enrique Lister wichtige Posi-
tionen in den Streitkräften zuschanzte. 

Das wiederum nährte beim bis-
her loyalen Kommandeur des repu-
blikanischen Heeres in Zentralspani-
en, Oberst Segismundo Casado, den 
Verdacht, Negrin plane einen kom-
munistischen Putsch. Deshalb meu-
terte er in der Nacht vom 5. zum 6. 
März und eröfnete den Kampf gegen 
die regierungstreuen Truppen in Ma-
drid. Die Folge war ein „Bürgerkrieg 
im Bürgerkrieg“, in dem sich die Ver-
teidiger der Republik gegenseitig zer-
leischten, während Franco Verhand-
lungsangebote beider Seiten zurück-
wies und einfach abwartete, bis ihm 
die Hauptstadt wie eine reife Frucht 
in den Schoß iel. Das war schließlich 
am 28. März 1939 der Fall, als sich 
die letzten roten Kämpfer unheroisch 
davonstahlen.  

Franco war nicht Hitlers 
oder Mussolinis Marionette

Mit Francos kamplosem Einzug in 
Madrid endete der Bürgerkrieg, wel-
cher am 17. Juli 1936 in unmittelbarer 
Reaktion auf die skandalöse Ermor-
dung des Führers der rechten Oppo-
sition gegen die Volksfrontregierung, 
José Calvo Sotelo, durch Madrider Po-
lizisten begonnen hatte. Meist wird 
dieser Konlikt als Stellvertreterkrieg 
apostrophiert, in dem sich die spani-
schen Handlanger des Kommunismus 
und Faschismus gegenübergestanden 
hätten. Doch Franco, der in der Tat 
von Deutschland und Italien unter-
stützt wurde, war alles andere als eine 
Marionette Hitlers oder Mussolinis. 

Das zeigte sich später 
im Zweiten Weltkrieg 
überdeutlich: Zwar geneh-
migte er die Aufstellung 
der „Blauen Division“, 
die sich zwischen 1941 
und 1943 am Kampf ge-
gen die Sowjetunion be-
teiligte, verweigerte aber 
zugleich den Kriegsein-
tritt gegen Großbritan-
nien, was Hitler zu der 
Äußerung veranlaßte, er 
wolle sich lieber mehrere 
Zähne ziehen lassen, als 

noch einmal mit Franco über politi-
sche Fragen zu verhandeln.

Francos Eigenständigkeit ergab sich 
unter anderem daraus, daß er ein tief-
gläubiger Katholik war und als solcher 
den Bürgerkrieg erklärtermaßen auch 
und gerade als „Kreuzzug (...) gegen 
die Feinde der Religion (...) und der 
christlichen Zivilisation“ führte. Und 
tatsächlich lieferten die anarchisti-
schen, stalinistischen und trotzkisti-
schen Kräfte auf seiten der Republika-
ner der Religion, der Kirche und dem 
Klerus Spaniens einen Kampf auf Le-
ben und Tod, den man mit Fug und 
Recht zu den brachialsten Christen-
verfolgungen aller Zeiten zählen kann, 
was heute freilich meist ausgeblendet 
wird – vor allem von den Geschichts-
erzählern, deren Sympathie der repu-
blikanischen Partei gilt. 

Dahingegen hört man Stimmen wie 
die des britischen Historikers Hugh 
homas eher selten: „In keinem an-
deren Moment der Geschichte Spa-
niens und vielleicht sogar der Welt“ 
habe es „so einen leidenschaftlichen 
Haß gegen die Religion und all ihre 
Werke gegeben.“

Diese kirchenfeindliche Politik be-
gann dabei übrigens schon lange vor 
dem Putsch der Generäle Sanjurjo, 
Mola, Queipo de Llano und Franco, 
weswegen es falsch ist, die Verbrechen 
der Republikaner mit der Unterstüt-
zung zu entschuldigen, welche die 
Kirche dem späteren Juntachef bezie-
hungsweise Caudillo erwies – vielmehr 
war diese Parteinahme eine Folge des 
Umstandes, daß Franco als Beschützer 
der bedrängten Kirche auftrat. 

Seit dem Wahlsieg antimonarchi-
scher republikanisch-sozialistischer 
Kräfte im Frühjahr 1931 brannten in 
Spanien immer wieder Kirchen und 
Klöster. Desgleichen wurde der Pri-
mas von Spanien, Kardinal Segura, des 
Landes verwiesen und eine antikatho-
lische Gesetzgebung eingeleitet. Dem 
folgten 1932 die Aulösung des Jesui-
tenordens und ein Anschlag auf das 
Marienbildnis in der Kathedrale von 
Valencia. Und während des Bürger-
krieges ermordeten die Republikaner 
dann in einer ideologisch motivierten 
Vernichtungsorgie ohnegleichen 12 Bi-
schöfe, 5.255 Pfarrer, 2.492 Mönche 
und 283 Nonnen. 

Angesichts dessen kann wohl kaum 
verwundern, daß der neue Papst Pius 
XII. Franco noch am 1. April 1939 
mit einem Telegramm gratulierte, das 
mit den Worten begann: „Unser Herz 
zum Herrn emporhebend, bringen wir 
Euer Excellenz für den ersehnten ka-
tholischen Sieg Spaniens unseren auf-
richtigen Dank dar.“ Und der Caudillo 

wiederum deklamierte 
während des Siegesgot-
tesdienstes vom 19. Mai 
1939 in der Madrider 
Kirche Santa Barbara: 
„Herr, nimm wohlwol-
lend die Mühen dieses 
Volkes an, das immer 
Dir gehört hat und das 
mit mir und in Dei-
nem Namen mit gro-
ßem Heldenmut den 
Feind der Wahrheit in 
diesem Jahrhundert be-
siegt hat.“

Freibrief für Provokationen
Mit dem britischen Beistandsversprechen an Polen schied für Warschau ein Weg der Diplomatie aus

„Ein Kreuzzug gegen die 
Feinde der Religion“

Vor siebzig Jahren endete der Spanische Bürgerkrieg / Viele 
deuteten Francos Triumph auch als Sieg des Katholizismus
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Italiens Außenminister Graf 
Galeazzo Ciano Jozef Beck mit 
Botschafter Boleslaw Wieniawa-
Dlugoszowski und Polens 
Außenminister Jozef Beck bei der 
Jagd, Bialowicz am 2. März 1939; 
polnisches Propagandaplakat mit 
Gebietsansprüchen von 1939:  
Zweimal im Jahr wurde von 
Warschau nach Krieg angefragt

Francisco Franco
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